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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 25. Mai 1961 

6 — 55111 — 5748/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. Ferner füge ich zu 
Ihrer Unterrichtung den Entwurf eines Verwaltungsabkom- 
mens zwischen Bund und Ländern bei (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 229. Sitzung am 3. März 1961 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzent- 
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesfates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 65) wird wie 
folgt geändert: 

1. Die §§ 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

.§ 1 

Rechtsform, Sitz und Kapital 

(1) Die Kreditanstalt für Wiederaufbau ist 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Sie hat 
ihren Sitz in Frankfurt (Main) und unterhält 
keine Zweigniederlassungen. 

(2) Das Grundkapital der Anstalt beträgt eine 
Milliarde Deutsche Mark. 

(3; Am Grundkapital sind der Bund mit acht- 
hundert Millionen Deutsche Mark, die Länder 
mit zweihundert Millionen Deutsche Mark be- 
teiligt. 

(4) Die Anteile sind in Höhe von fünfzehn 
vom Hundert einzuzahlen. Zu diesem Zweck wird 
die in der Bilanz der Anstalt ausgewiesene 
„Rücklage aus Mitteln des ERP-Sondervermö- 
gens" in Höhe von einhundertneunundvierzig 
Millionen Deutsche Mark in der Weise in 
Grundkapital umgewandelt, daß sich das vom 
Bund bereits eingezahlte Grundkapital von fünf- 
hunderttausend Deutsche Mark um einhundert- 
neunzehn Millionen fünfhunderttausend Deutsche 
Mark auf einhundertzwanzig Millionen Deut- 
sche Mark und das von den Ländern bereits ein- 
gezahlte Grundkapital von fünfhunderttausend 
Deutsche Mark um neunundzwanzig Millionen 
fünfhunderttausend Deutsche Mark auf dreißig 
Millionen Deutsche Mark erhöht. Die Einzahlung 
der übrigen fünfundachtzig vom Hundert des 
Grundkapitals kann vom Verwaltungsrat der 
Anstalt beschlossen werden, soweit es zur Er- 
füllung der Verbindlichkeiten der Anstalt erfor- 
derlich ist. 

(5) Der auf den Anteil des Bundes nach Ab- 
satz 4 eingezahlte Betrag von einhundertzwanzig 
Millionen Deutsche Mark steht dem ERP-Sonder- 
vermögen zu. 

(6) Die Anteile am Grundkapital können nicht 
verpfändet und nur unter den Beteiligten abge- 
treten werden. 


§ 2 

Aufgaben und Geschäfte 

(1) Die Anstalt hat die Aufgabe, 

1. für Vorhaben, die dem Wiederaufbau 
oder der Förderung der deutschen 
Wirtschaft dienen, Darlehen zu gewäh- 
ren, soweit andere Kreditinstitute nicht 
in der Lage sind, die erforderlichen 
Mittel aufzubringen? 

2. im Zusammenhang mit Ausfuhrgeschäf- 
ten inländischer Unternehmen Darlehen 
zu gewähren? 

3. im Rahmen der Nummern 1 und 2 Bürg- 
schaften zu übernehmen. 

(2) Die Anstalt hat ferner die Aufgabe, Dar- 
lehen zu gewähren, die der Finanzierung för- 
derungswürdiger Vorhaben im Ausland dienen, 
zur Umschuldung von Verpflichtungen auslän- 
discher Schuldner gegenüber inländischen Gläu- 
bigern erforderlich sind oder im besonderen 
staatlichen oder wirtschaftlichen Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland liegen. 

(3) Andere Geschäfte darf die Anstalt nur be- 
treiben, soweit sie mit der Erfüllung ihrer in den 
Absätzen 1 und 2 bezeichneten Aufgabe im Zu- 
sammenhang stehen. In diesem Rahmen darf sie 
insbesondere Forderungen sowie Wertpapiere 
ankaufen und verkaufen und sich wechselmäßig 
verpflichten. Die Hereinnahme von Depositen, 
das Kontokorrentgeschäft und der Effektenhan- 
del für fremde Rechnung sind ihr nicht gestattet. 

(4) Die Beschränkungen des Absatzes 3 gelten 
nicht, soweit es sich um ein Geschäft handelt, an 
dem ein staatliches Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland besteht und das der Anstalt im Ein- 
zelfall von der Bundesregierung zugewiesen 
wird. 

§ 3 

Durchführung der Geschäfte 

(1) Bei der Gewährung von Darlehen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 sind Kreditinstitute einzu- 
schalten; nur in Ausnahmefällen und nur mit Zu- 
stimmung des Verwaltungsrates können Dar- 
lehen unmittelbar gewährt werden. Die Dar- 
lehen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 werden in der Regel 
mittel- und langfristig gewährt; in Ausnahme- 
fällen können sie mit Zustimmung des Verwal- 
tungsrates kurzfristig gewährt werden. 

(2) Die Darlehen nach § 2 Abs. 1 und 2 müs- 
sen unmittelbar oder mittelbar gesichert sein 
durch dingliche Sicherheiten, durch Gewährlei- 
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stung des Bundes oder eines Landes oder durch 
Schuldverschreibungen eines Kreditinstituts, die 
nach den Bestimmungen des Hypothekenbankge- 
setzes, des Gesetzes über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich- 
rechtlicher Kreditanstalten oder des Schiffsbank- 
gesetzes gedeckt sind, Andere Sicherheiten dür- 
fen nur mit Zustimmung des Verwaltungsrates 
verwendet werden. Für die Rückzahlung der Dar- 
lehen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 ist ein bestimmter 
Tilgungsplan zu vereinbaren. 

(3) Für die Bürgschaften nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
gelten die Vorschriften des Absatzes 2 Satz 1 
und 2, für die Bürgschaften nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
in Verbindung mit Nr. 1 auch die Vorschriften 
des Absatzes 1 Satz 2 entsprechend. 

(4) Kredite für fremde Rechnung bedürfen nicht 
der Zustimmung des Verwaltungsrates nach Ab- 
satz 1 sowie nach Absatz 2 Satz 1 und 2. 

§ 4 

Mittelbeschaffung 

(1) Zur Beschaffung der erforderlichen Mittel 
soll die Anstalt 

1. Schuldverschreibungen auf den In- 
haber ausgeben; 

2. Darlehen beim Bund, bei Sondervermö- 
gen des Bundes, bei der Deutschen 
Bundesbank und im Ausland aufneh- 
men; 

3. mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
Darlehen bei anderen als den in Num- 
mer 2 genannten Stellen aufnehmen. 

(2) Die kurzfristigen Verbindlichkeiten der 
Anstalt dürfen zehn vom Hundert der mittel- 
und langfristigen Verbindlichkeiten nicht über- 
steigen. 

(3) Die von der Anstalt ausgegebenen, auf in- 
ländische Währung lautenden Schuldverschrei- 
bungen sind zur Anlegung von Mündelgeld ge- 
eignet.“ 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. dem Bundesminister für Wirtschaft, dem 
Bundesminister des Auswärtigen, dem 
ßundesminister der Finanzen, dem Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, dem Bundesminister für 
Verkehr und dem Bundesminister für 
wirtschaftlichen Besitz des Bundes; sie 
können sich in den Sitzungen des Ver- 
waltungsrates und seiner Ausschüsse 
durch ihre ständigen Vertreter im Amt 
vertreten lassen.“ 

b) In Absatz 1 Nr. 4 werden die Worte „Bank 
deutscher Länder“ ersetzt durch die Worte 
„Deutschen Bundesbank“. 


c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Verwaltungsrat faßt, soweit nichts 
anderes bestimmt ist, seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men, wobei jedes Mitglied eine Stimme hat. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden. Zur Beschlußfähigkeit ist 
die Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. Die Satzung kann 
eine Beschlußfassung im Wege der schrift- 
lichen Abstimmung zulassen.“ 

3. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

Reingewinn 

(1) Eine Gewinnausschüttung findet nicht statt. 

(2) Der sich nach Vornahme der Abschreibun- 
gen und Rückstellungen ergebende jährliche 
Reingewinn ist einer gesetzlichen Rücklage zuzu- 
weisen, deren Höhe auf einhundertfünfzig Mil- 
lionen Deutsche Mark begrenzt wird. 

(3) Der weitere Reingewinn ist einer Sonder- 
rücklage zuzuweisen. In die Sonderrücklage 
fließt ferner aus der bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes vorhandenen gesetzlichen Rücklage der- 
jenige Teil, der den Betrag von einhundertfünf- 
zig Millionen Deutsche Mark übersteigt.“ 

4. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Bank 
deutscher Länder“ ersetzt durch die Worte 
„Deutschen Bundesbank“. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die für die Ausgabe von Schuldver- 
schreibungen auf den Inhaber erforderliche 
Genehmigung erteilt der Bundesminister für 
Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen. Bei der Einführung 
an den Börsen stehen die Schuldverschreibun- 
gen der Anstalt denen des Bundes gleich.“ 

5. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§ 13 

Auflösung 

(1) Die Anstalt kann nur durch Gesetz aufge- 
löst werden. 

(2) übersteigt im Falle der Auflösung das nach 
Berichtigung sämtlicher Verbindlichkeiten ver- 
bleibende Vermögen den Betrag des eingezahl- 
ten Grundkapitals, so ist der Überschuß bis zur 
Höhe der bei Auflösung der Anstalt ausgewie- 
senen Sonderrücklage zunächst zum Ausgleich 
der Verluste und der Aufwendungen zu ver- 
wenden, die dem Bund oder dem ERP-Sonder- 
vermögen bei Entwicklungskred/ten der Anstalt 
oder durch die Inanspruchnahme aus Gewähr- 
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leistungen für solche Kredite entstanden sind. 
Von dem dann verbleibenden Rest ist ein Betrag 
bis zur Höhe der bei Auflösung der Anstalt aus- 
gewiesenen gesetzlichen Rücklage je zur Hälfte 
auf Bund und Länder zu verteilen. Im übrigen 
ist das Vermögen im Verhältnis der Anteile am 
Grundkapital zu verteilen.“ 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, das Gesetz 
in der durch Artikel 1 geänderten Fassung mit 


neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Begründung 


Allgemeiner Teil 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau ist 1948 zu dem 
Zweck errichtet worden, den Wiederaufbau der deut- 
schen Wirtschaft durch Gewährung von Darlehen 
und Übernahme von Bürgschaften zu fördern. Ende 
des Jahres 1951 wurde ihr als weitere Aufgabe die 
Finanzierung von Exportgeschäften inländischer 
Unternehmen übertragen, für die ein besonderes 
Kreditinstitut im Bundesgebiet nicht vorhanden war. 
Sie war somit schon bei der im bisherigen Rahmen 
geübten Förderung der wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zum Ausland wesentlich beteiligt. Es ist daher 
naheliegend, sie im Zuge der verstärkten Förderung 
der Entwicklungsländer nunmehr zum Finanzie- 
rungsinstitut für die Entwicklungshilfe auszubauen, 
um ihr Kreditpotential und ihre Erfahrungen dieser 
Aufgabe nutzbar zu machen. 

Zu diesem Zweck muß der Aufgabenkreis der Kre- 
ditanstalt nochmals erweitert werden. Neben der 
Betätigung auf dem traditionellen Gebiet der In- 
vestitions- und Exportfinanzierung soll ihr deshalb 
die Möglichkeit eröffnet werden, künftig auch Fi- 
nanzkredite zu gewähren, wenn dies der Förderung 
von Entwicklungsvorhaben im Ausland dient oder 
zur Umschuldung von Verpflichtungen ausländischer 
Schuldner gegenüber deutschen Gläubigern erforder- 
lich ist oder im besonderen staatlichen Interesse 
liegt. 

Angesichts der künftigen Aufgaben auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe ist das gegenwärtige Kapital 
der Kreditanstalt mit nur einer Million Deutsche 
Mark zu gering. Es ist deshalb erforderlich, das 
Kapital zu erhöhen und auf einen Stand zu bringen, 
der den voraussichtlichen Bedürfnissen der Kredit- 
anstalt als Entwicklungsbank des Bundes entspre- 
chen wird. Da in Zukunft mit einer beträchtlichen 
Ausdehnung des Bilanzvolumens zu rechnen ist, 
erscheint — auch zur Stärkung der Emissionskraft 
der Kreditanstalt — ein Grundkapital von einer 
Milliarde Deutsche Mark angemessen. Es ist jedoch 
ausreichend, wenn dieses Kapital nur zu 15 v. H. 
d. h. mit 150 Millionen Deutsche Mark eingezahlt 
ist und vorgesehen wird, daß die restlichen 850 Milli- 
onen Deutsche Mark erst auf Beschluß des Verwal- 


tungsrats einzuzahlen sind, soweit dies zur Erfül- 
lung der Verbindlichkeiten der Kreditanstalt erfor- 
derlich ist. 

Für die beabsichtigte Änderung der Kapitalver- 
hältnisse ist eine Bareinzahlung vorerst nicht er- 
forderlich. Die Erhöhung des eingezahlten Grund- 
kapitals von einer Million Deutsche Mark auf 
150 Millionen Deutsche Mark wird mit Hilfe der in 
der Bilanz der Kreditanstalt ausgewiesenen Rück- 
lage aus Mitteln des ERP-Sondervermögens durch- 
geführt, die in Höhe von 149 Millionen Deutsche 
Mark in Grundkapital umgewandelt wird. 

Die vorgesehene Ausgestaltung der Kreditanstalt zur 
Entwicklungsbank des Bundes macht eine Ände- 
rung des bisherigen Beteiligungsverhälnisses zwi- 
schen Bund und Ländern erforderlich. Nach der vor- 
geschlagenen Regelung sollen künftig am Grund- 
kapital Bund und Länder im Verhältnis 4 : 1 betei- 
ligt sein. 

Angesichts der Erhöhung des Grundkapitals er- 
scheint die Dotierung der bisher schon vorgeschrie- 
benen gesetzlichen Rücklage der Kreditanstalt mit 
150 Millionen Deutsche Mark ausreichend. Die ge- 
setzliche Rücklage wird deshalb auf diesen Betrag 
begrenzt. 

Im Interesse einer weiteren Verstärkung der haften- 
den Mittel der Kreditanstalt soll künftig eine Ge- 
winnausschüttung unterbleiben. Da die gesetz- 
liche Rücklage bereits in voller Höhe vorhanden ist, 
soll der Reingewinn in Zukunft einer neu zu schaf- 
fenden Sonderrücklage zugeführt werden, die be- 
tragsmäßig nicht begrenzt ist. Diese Sonderrücklage 
soll im Hinblick auf die Vorkehrungen des Bundes, 
Ausfälle bei Entwicklungskrediten nicht auf die 
Anstalt durchschlagen zu lassen (z. B. durch Ge- 
währleistungsübernahme bei Entwicklungskrediten 
der Anstalt), im Liquidationsfalle dazu dienen, den 
Bund für die ihm dadurch entstandenen Schäden bis 
zur Höhe der Sonderrücklage bevorzugte Befriedi- 
gung zu gewähren. 

Uber die Erhöhung des Grundkapitals, seine Auf- 
teilung zwischen Bund und Ländern und die Um- 
wandlung der bisherigen Rücklage aus Mitteln des 
ERP-Sondervermögens in haftendes Kapital ist be- 
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reits zwischen Bund und Ländern verhandelt wor- 
den. Diese Fragen werden Gegenstand eines Ver- 
waltungsabkommens mit den Ländern sein. 


Besonderer Teil 

Im einzelnen wird zu den Bestimmungen des Ent- 
wurfs folgendes bemerkt: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Zu § 1 Abs. 1 

Nach § 1 Abs. 1 ist die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
Hieran soll festgehalten werden. Sie hat daher die 
Möglichkeit, Darlehen auch von solchen Kapital- 
gebern zu erhalten, die nach Gesetz oder Satzung 
nur Körperschaften des öffentlichen Rechts nicht 
hypothekarisch gesicherte Darlehen gewähren 
dürfen. 

Zu § 1 Abs. 2 

Der Umfang der bereits übernommenen und künf- 
tig noch zu übernehmenden Aufgaben erfordert die 
Ausstattung der Anstalt mit einem ausreichenden 
Kapital, um ein angemessenes Verhältnis zwischen 
dem künftigen Kreditvolumen und den haftenden j 
Mitteln herzustellen. Zu diesem Zweck soll das 
Grundkapital der Anstalt auf eine Milliarde Deutsche 
Mark erhöht werden. 

Zu § 1 Abs. 3 

An dem bisherigen Grundkapital der Anstalt von 
einer Million Deutsche Mark sind der Bund und die 
Länder je zur Hälfte beteiligt Da sich die Aufgaben 
der Anstalt in zunehmendem Maße auf das Gebiet 
der Entwicklungshilfe, die in erster Linie ein An- 
liegen des Bundes ist, verlagern werden, ist eine 
Neuordnung der Kapitalbeteiligung des Bundes und 
der Länder erforderlich. Nach Verhandlungen mit 
den Ländern ist beabsichtigt, das künftige Beteili- 
gungsverhältnis von Bund und Ländern auf 4 : 1 
festzusetzen. 

Zu § 1 Abs. 4 

Nach dem Vorbild internationaler Finanzierungs- 
einrichtungen sind von dem Grundkapital von einer 
Milliarde Deutsche Mark nur 150 Millionen Deutsche 
Mark einzuzahlen; der Rest von 850 Millionen Deut- 
sche Mark hat die Funktion von Garantiekapital und 
kann unter den in Satz 3 genannten Voraussetzungen 
abgerufen werden. Zur Belegung des Barkapitals von 
150 Millionen Deutsche Mark wird ein Betrag von 
149 Millionen Deutsche Mark der in der Bilanz der 
Anstalt ausgewiesenen „Rücklage aus Mitteln des 
ERP-Sondervermögens" entnommen. 

Zu § 1 Abs. 5 

Die Beteiligung des Bundes am Grundkapital wird 
vom ERP-Sondervermögen gehalten. Ob die gege- 
benenfalls noch zu leistende weitere Einzahlung 
des Bundes auf das Grundkapital vom ERP-Sonder- 


I vermögen oder aus dem Bundeshaushalt aufzubrin- 
gen ist, bleibt einer späteren Regelung vorbehal- 
j ten. 

I Zu § 1 Abs. 6 

Die Vorschrift entspricht § 2 Abs. 3 Satz 2 des gel- 
tenden Gesetzes. 

Zu § 2 Abs. 1 

f 

Diese im wesentlichen unveränderte Vorschrift ent- 
! hält die Aufgaben, die die Anstalt bereits wahr- 
nimmt. Dazu gehört in erster Linie die Gewährung 
I von — in der Regel langfristigen — Darlehen (In- 
j vestitionskrediten) an die heimische Wirtschaft zur 
j Durchführung von Vorhaben, die dem Wiederauf- 
! bau dienen. Da der Wiederaufbau als nahezu ab- 
geschlossen gelten kann, soll künftig die Gewährung 
; von Investitionskrediten auch allgemein zur Förde- 
| rung der deutschen Wirtschaft zulässig sein (Nr. 1). 

| Im — vornehmlich langfristigen — Exportkredit- 
I geschält ist die Anstalt gleichfalls bereits tätig, in- 
! dem sie deutsche Lieferungen an das Ausland finan- 
I ziert (Nr. 2). Diese Aufgabe bleibt ihr ebenfalls er- 
! halten. 

Zu § 2 Abs. 2 

Diese Vorschrift enthält die neue Aufgabe der An- 
stalt. Sie gibt der Anstalt die Ermächtigung, zur 
Finanzierung förderungswürdiger Entwicklungs- 
j Vorhaben im Ausland, zur Umschuldung von Ver- 
I pflichtungen ausländischer Schuldner gegenüber 
I inländischen Gläubigern oder zu Zwecken, die im 
; staatlichen oder wirtschaftlichen Interesse der Bun- 
desrepublik liegen, Finanzkredite herauszulegen. 

! Hiermit wird der Anstalt das Gebiet der Entwick- 
| lungsfinanzierueg eröffnet, die fortan eine ihrer we- 
: sentlichsten Aufgaben sein wird. 

| Zu § 2 Abs. 3 

| Die bisher schon bestehenden geschäftlichen Be- 
! Schränkungen bleiben aufrechterhalten, die Anstalt 
* erhält jedoch die zusätzliche Befugnis zum Betrieb 
' von Nebengeschäften. 

Zu § 2 Abs. 4 

Uber die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 hinaus 
soll die Anstalt auch dann tätig werden können, 

, wenn ihr in Einzelfällen seitens der Bundesregie- 
rung Geschäfte zugewiesen werden, deren Durchfüh- 
rung staatlicherseits als unerläßlich angesehen 
wird und für die andere Kreditinstitute nicht zur 
j Verfügung stehen. 

j Zu § 3 Abs. 1 

! Absatz 1 hält die für die bisherigen Geschäfte der 
| Anstalt geltenden Grundsätze über die Art und 
Weise der Darlehnsvergabe (möglichst mittel- und 
i langfristige Darlehen, die in der Regel über andere 
Kreditinstitute geleitet werden) aufrecht, erstreckt 
sie jedoch nicht auf die Finanzkredite, um angesichts 
der voraussehbaren Vielgestaltigkeit der Entwick- 
lungsfinanzierung die Geschäftstätigkeit der Anstalt 
auf diesem Gebiet nicht zu erschweren. 
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Zu § 3 Abs. 2 

Die Vorschriften über die Darlehnssicherung haben 
materiell keine Änderungen erfahren. Im Hinblick 
auf die Erfordernisse der Praxis werden lediglich 
die von der öffentlichen Hand übernommenen Ge- 
währleistungen in den Kreis der Sicherungsmittel 
einbezogen. 

Zu § 3 Abs. 3 

Absatz 3 stellt sicher, daß die für Darlehen vorge- 
sehenen Besch rank ungen auch für Bürgschaften 
gelten. 

Zu § 3 Abs. 4 

Die Vorschrift dient der Klarstellung, daß bei Kre- | 
diten für fremde Rechnung die für Direktkredite, 
kurzfristige Darlehen und Abweichungen von den 
Vorschriften über die Darlehnssicherung vorge- ; 
schriebene Zustimmung des Verwaltungsrats nicht j 
erforderlich ist, weil sie für die Anstalt keine Haf- 
tung begründen. 

Zu § 4 Abs. 1 

Die Vorschriften über die Mittelbeschaffung ent- 
sprechen im wesentlichen der bisherigen Regelung. 
Sie werden lediglich dem gegnwärtigen Rechts- und 
Sachstand angepaßt. Da alle Gegenwertmitlel aus 
der Marshallplanhilfe dem ERP-Sondervermögen zu- 
geflossen sind und das ERP-Sondervermögen nun- 
mehr unter Nr. 2 fällt, bedarf es der Vorschrift des 
bisherigen § 4 Abs. 1 Nr. 3 nicht mehr. Im übrigen I 
erscheint auch die bisher vorgesehne Zustimmung 
des Verwaltungsrats zur Darlehnsaufnahme bei 
anderen als den in Nr. 2 genannten Stellen nicht 
mehr angebracht, da einer zu starken Inanspruch- 
nahme der Kapitalsammelstellen durch die Aufsichts- 
behörde entgegengewirkt werden kann, an deren 
Genehmigung diese Form der Mittelbe Schaffung ge- 
bunden ist. 

Zu § 4 Abs. 2 

Die Begrenzung der Verbindlichkeiten der Anstalt 
und der von ihr übernommenen Bürgschaften in § 4 
Abs. 2 des Gesetzes ist bereits mehrfach erhöht wor- 
den. Der gegenwärtige Rahmen wird im Hinblick 
auf die neuen Aufgaben der Anstalt schon in Kürze 
erreicht sein. Es könnte erwogen werden, ihn erneut 
heraufzusetzen. Aus gesetzesökonomischen Gründen 
ist es jedoch besser, von einer ziffernmäßigen Be- 
grenzung fortan ganz abzusehen. Dies ist vertretbar, 
da das Grundkapital erheblich erhöht wird und zum 
anderen beabsichtigt ist, daß der Bund für Entwick- 
lungskredite der Anstalt in erweitertem Umfang 
Gewährleistungen übernimmt, um damit insoweit 
Verluste von ihr fernzuhalten. 

Dagegen soll die schon bisher bestehende Begren- 
zung der kurzfristigen Verbindlichkeiten beibehalten 
werden. 

Zu § 4 Abs. 3 

Die Änderung in § 4 Abs. 3 des Gesetzes rechtfertigt 
sich durch das von der Anstalt inzwischen am Kapi- 


talmarkt erworbene Vertrauen. Die Vorschrift gilt 
j nicht nur für künftig auszugebende Schuldverschrei- 
bungen, sondern erfaßt auch die von der Anstalt 
bereits ausgegebenen Schuldverschreibungen. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

j Zu Buchstabe a 

Als weiterer Vertreter der Bundesregierung im Ver- 
waltungsrat der Anstalt soll im Hinblick auf die 
außenpolitische Bedeutung der Entwicklungshilfe 
der Bundesminister des Auswärtigen hinzutreten. 
Der Bund ist damit künftig durch sechs Vertreter der 
Bundesregierung im Verwaltungsrat der Anstalt 
vertreten. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbank erforderliche 
Anpassung. 

Zu* Buchstabe c 

I Die Vorschrift trägt der vorgesehenen Erweiterung 
j des Verwaltungsrats auf 29 Mitglieder Rechnung. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Zu § 10 Abs. 1 

Die Anstalt hat noch keine Gewinne ausgeschüttet, 
weil die bisher vorgeschriebene Rücklage noch nicht 
erreicht war. Künftig soll eine Gewinnausschüttung 
überhaupt ausgeschlossen werden; die Gewinne 
sollen in voller Höhe zur Rücklagenbildung ver- 
wendet werden, um die Kapitalbasis der Anstalt zu 
erweitern. 

Zu § 10 Abs. 2 und 3 

Im Gegensatz zu der bisherigen Regelung sieht der 
Entwurf zwei getrennte Rücklagen vor, und zwar 
eine auf 150 Millionen Deutsche Mark begrenzte 
allgemeine gesetzliche Rücklage und daneben eine 
der Höhe nach unbegrenzte Sonderrücklage. Mit 
dieser Aufteilung soll im Rahmen der Rücklagen- 
bildung eine Sondermasse geschaffen werden, die in 
erster Linie dazu dienen soll, den Bund oder das 
ERP-Sondervermögen für Verluste oder Aufwendun- 
gen zu entlasten, die ihnen bei Entwicklungskrediten 
der Anstalt entstehen können. Da die gesetzliche 
Rücklage der Anstalt den Betrag von 150 Millionen 
Deutsche Mark bereits erreicht hat, fließen die künf- 
tigen Gewinne voll der Sonder rücklage zu. Auch der 
150 Millionen Deutsche Mark übersteigende Betrag 
der derzeitigen gesetzlichen Rücklage wird mit In- 
krafttreten des Änderungsgesetzes der Sonderrück- 
lage zufließen. 


Zu Artikel 1 Nr. 4 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung ergibt sich nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes über die Deutsche Bundesbank. 
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Zu Buchstabe b 

Die Änderung in § 11 Abs. 3 dient der verwaltungs- 
mäßigen Vereinfachung; sie kommt für das Geneh- 
migungsverfahren nach § 795 BGB in der Fassung 
des Gesetzes über die staatliche Genehmigung der 
Ausgabe von Inhaber- und Orderschuldverschrei- 
bungen vom 26. Juni 1954 (BGBl. I S. 147) in Be- 
tracht. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Zu § 13 Abs. 1 

Die Vorschrift entspricht § 13 Satz 1 des geltenden 
Gesetzes. 

Zu § 13 Abs. 2 

Wie zu § 10 Abs. 2 und 3 ausgeführt, soll die Son- 
derrücklage bei Auflösung der Anstalt zum Aus- 
gleich etwaiger Verluste oder Aufwendungen des 
Bundes oder des ERP-Sondervermögens bei Entwick- 
lungskrediten der Anstalt dienen. Hierbei wird da- 
von ausgegangen, daß z. B. Verluste, die der Bund 
durch Gewährleistung für Entwicklungskredite der 
Anstalt auffängt, ohne eine solche Vorkehrung die 
Anstalt selbst treffen würden. Der vorgesehene Aus- 
gleich ist allerdings nur insoweit möglich, als die 
Sonderrücklage nicht zur Berichtigung der Verbind- 


lichkeiten der Anstalt herangezogen werden muß. 
Damit erhält der Bund (einschließlich des ERP-Son- 
dervermögens) insoweit ein Liquidationsvorrecht im 
Verhältnis zu den übrigen Kapitaleignem. Das nach 
Berichtigung der Verbindlichkeiten und Vornahme 
des in § 13 Abs. 2 geregelten Ausgleichs über das 
eingezahlte Grundkapital hinausgehende Vermögen 
soll bis zu einem Betrag in Höhe der ausgewiesenen 
gesetzlichen Rücklage im Verhältnis 1:1, d. h. im 
bisherigen Beteiligungsverhältnis, zwischen Bund 
und Ländern auf geteilt werden, und zwar mit Rück- 
sicht darauf, daß die in § 10 Abs. 2 vorgesehene ge- 
setzliche Rücklage bereits jetzt in voller Höhe vor- 
handen ist. Das dann noch verbleibende Vermögen 
wird im Verhältnis der Kapitalanteile, d. h. im Ver- 
hältnis 4 : 1 zwischen Bund und Ländern, verteilt. In 
diesem Zusammenhang wird auf § 1 Abs. 5 Bezug 
genommen. 

Zu Artikel 2 

Die umfangreichen Änderungen des Gesetzes recht- 
fertigen die vorgesehene Ermächtigung. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel, 
da sich der Geschäftsbereich der Bank auch auf das 
Gebiet von Berlin (West) erstreckt. 
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Entwurf eines Verwaltungsabkommens 


Zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch den Bundesminister für Wirtschaft, 
den Bundesminister der Finanzen und den Bun- 
desminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 

— im folgenden „Bund“ genannt — 

einerseits, 

und 

dem Lande Baden-Württemberg, 
vertreten durch 

usw. (zunächst ohne Berlin und Saarland) 

— im folgenden „Länder“ genannt — 

andererseits, 

wird das folgende Abkommen geschlossen: 

§ 1 

Das Grundkapital der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau beträgt 1 Mio DM; Bund und Länder sind je 
zur Hälfte hieran beteiligt. 

Im Zusammenhang mit der Reform der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (vgl. hierzu den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau) ist vorgesehen, das 
Grundkapital der Anstalt auf 1 Mrd. DM zu er- 
höhen. Daran sollen der Bund mit 800 Mio DM und 
die Länder mit 200 Mio DM beteiligt sein. Die An- 
teile sind zunächst nur in Höhe von 15 vom Hun- 
dert einzuzahlen. 

Bund und Länder sind übereingekommen, die Ein- 
zahlung auf ihre Anteile in der Weise zu bewirken, 
daß 

1. die in der Bilanz 1960 der Anstalt mit 
181 015 368,32 DM ausgewiesene gesetzliche 
Rücklage in Höhe von 59 Mio DM in der Weise 
in Grundkapital umgewandelt wird, daß je 29,5 
Mio DM auf Bund und Länder entfallen und 

2. der Bund (ERP-Sondervermögen) darüber hinaus 
Darlehnsforderungen gegen die Anstalt bis zur 
Höhe von 90 Mio DM in Grundkapital um- 
wandelt. 

Damit beläuft sich der vom Bund auf seinen An- 
teil eingezahlte Betrag auf 120 Mio DM, derjenige 
der Länder auf 30 Mio DM. 

Die gesetzliche Rücklage wird auf 125 Mio DM 
begrenzt; sie wird bei Auflösung der Anstalt nach 
Maßgabe von § 13 Abs. 2 des Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über die Kredit- 


| anstalt für Wiederaufbau je zur Hälfte auf Bund 
j und Länder verteilt. 


; Für den Fall, daß der Verwaltungsrat der Anstalt 
| nach § 1 Abs. 3 des Entwurfs eines Gesetzes zur 
I Änderung des Gesetzes über die Kreditanstalt für 
! Wiederaufbau beschließen sollte, daß über den ein- 
! gezahlten Betrag von 150 Mio DM hinaus weitere 
i Beträge bis zur Höhe von 850 Mio DM auf das 
| Grundkapital einzuzahlen sind, müssen die einge- 
| forderten Beträge von Bund und Ländern im Ver- 
j hältnis ihrer Kapitalanteile gleichzeitig geleistet 
; werden. 


I Die Bilanz'1960 der Anstalt enthält eine als „Rück- 
lage aus Mitteln des ERP-Sondervermögens" be- 
zeichnete Position von 157 653 278, — DM, die im 
ERP-Wirtschaftsplan als Forderung gegen die Kre- 
| ditanstalt für Wiederaufbau — Sondereinlage — 

! ausgewiesen ist. 

! über den Rechtscharakter dieser Bilanzposition 
besteht zwischen Bund und Ländern Meinungsver- 
, schiedenheit. Der Bund ist der Auffassung, daß die 
i aus Marshallplanmitteln stammende Einlage Be- 
standteil des ERP-Sondervermögens geworden ist 
und daher allein vom ERP-Sondervermögen bean- 
sprucht werden kann. Die Länder sind dagegen der 
Auffassung, daß die Rücklage freies Vermögen der 
Anstalt ist und entsprechend dem bisherigen Ver- 
j hältnis der Kapitalanteile je zur Hälfte Bund und 
; Ländern zusteht. 

Die Klärung des Rechtscharakters des in der 
1 Bilanz der Anstalt als „Rücklage aus Mitteln des 
i ERP-Sondervermögens“ ausgewiesenen Postens soll 
I einer schiedsgerichtlichen Entscheidung überlassen 
■ werden. Bund und Länder werden hierüber alsbald 
| einen formgültigen Schiedsvertrag abschließen, in 
i welchem die Zusammensetzung des Schiedsgerichts 
I in folgender Weise geregelt werden soll: Dem 
j fünfköpfigen Schiedsgericht sollen angehören: der 
! Präsident des Bundesverwaltungsgerichts als Ob- 
| mann, zwei von den Parteien einvernehmlich oder, 
J falls eine Einigung nicht zustande kommt, vom 
! Obmann zu benennende Schiedsrichter sowie je ein 
I von den Parteien zu benennender Schiedsrichter. 

I Der Bund wird veranlassen, daß sich auch die Kre- 
1 ditanstalt für Wiederaufbau dem Schiedsspruch eines 
j so zusammengesetzten Sdiiedsrichterkollegiums un- 
, terwirft. 


Für das Land Für die Bundesrepublik 

Deutschland 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Gesetz ändert das mit Zustimmung des Bun- 
desrates erlassene Gesetz über die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau. Es ist daher zustimmungs- 
bedürftig. 

2. In Artikel 1 Nr. 1 ist § 1 Abs. 2 bis 4 wie folgt 
zu fassen: 

„(2) Das Grundkapital der Anstalt beträgt eine 
Milliarde Deutsche Mark. Am Grundkapital sind 
der Bund mit achthundert Millionen Deutsche 
Mark und die Länder mit zweihundert Millionen 
Deutsche Mark beteiligt. 

(3) Von dem Grundkapital sind sechzehn vom 
Hundert einzuzahlen. Auf das einzuzahlende 
Grundkapital leisten Bund und Länder je achtzig 
Millionen Deutsche Mark. Zu diesem Zweck wird 
die in der Bilanz der Anstalt ausgewiesene 
„Rücklage aus Mitteln des ERP-Sonder Vermö- 
gens" in Höhe von einhundertneunundfünfzig 
Millionen Deutsche Mark in der Weise in Grund- 
kapital umgewandelt, daß sich das vom Bund 
bereits eingezahlte Grundkapital von fünfhun- 
derttausend Deutsche Mark um neunundsiebzig 
Millionen fünfhunderttausend Deutsche Mark auf 
achtzig Millionen Deutsche Mark und das von 
den Ländern bereits eingezahlte Grundkapital 
von fünfhunderttausend Deutsche Mark um neun- 
undsiebzig Millionen fünfhunderttausend Deut- 
sche Mark auf achtzig Millionen Deutsche Mark 
erhöht. 

(4) Die Einzahlung der übrigen vierundachtzig 
vom Hundert des Grundkapitals kann vom Ver- 
waltungsrat beschlossen werden, soweit es zur 
Erfüllung der Verbindlichkeiten der Anstalt er- 
forderlich ist. Von dem hiernach einzuzahlenden 
Grundkapital treffen auf den Bund sieben- 
hundertundzwanzig Millionen Deutsche Mark 
und auf die Länder einhundertundzwanzig Mil- 
lionen Deutsche Mark. Die Einzahlung von Teil- 
beträgen bestimmt sich nach dem gleichen Ver- 
hältnis." 

3. In Artikel 1 Nr. 1 ist § 1 Abs. 5 zu streichen; 
Absatz 6 wird Absatz 5. 

Begründung zu 2. und 3. 

Bund und Länder sind bisher an der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau je zur Hälfte beteiligt. Wenn 
nunmehr das Grundkapital der Anstalt auf eine 
Milliarde Deutsche Mark erhöht und auf Bund 
und Länder im Verhältnis 4 : 1 aufgeteilt werden 
soll, so bestehen hiergegen im Grundsatz keine 


Bedenken. Es muß jedoch gewährleistet sein, daß 
die Länder an dem Teil des Grundkapitals, der 
durch Umwandlung einer bestehenden Rücklage 
gebildet werden soll, im gleichen Verhältnis be- 
teiligt werden, in dem sie an der Rücklage auf 
Grund ihres bisherigen Kapitalanteils beteiligt 
sind. Soweit der einzuzahlende Teil des erhöhten 
Grundkapitals durch Umwandlung der „Rücklage 
aus Mitteln des ERP-Sonder Vermögens" gebildet 
werden soll, müssen daher die Länder an dem 
eingezahlten Kapital in Höhe von einhundert- 
neunundfünfzig Millionen Deutsche Mark im 
gleichen Verhältnis teilnehmen wie der Bund. 
Die umzuwandelnde Rücklage ist nämlich nach 
richtiger Auffassung freies Vermögen der An- 
stalt. Sie wurde während der fünfzigprozentigen 
Beteiligung der Länder am Grundkapital gebildet 
und steht deshalb den Ländern als Anteilseigner 
zur Hälfte zu — vgl. auch Beschlüsse des Bundes- 
rates vom 1. Juli 1960 und 2. Dezember 1960 zu 
den ERP-Wirtschaftsplangesetzen 1960 und 1961. 
Der Änderungsvorschlag trägt dem Rechnung, in- 
dem er für das eingezahlte Kapital für Bund und 
Länder gleiche Anteile von je achtzig Millionen 
Deutsche Mark vorsieht. Durch den weiteren 
Vorschlag, den Anteil des Bundes am nachschuß- 
pflichtigen Kapital auf 720 Millionen DM und 
den der Länder auf 120 Millionen DM festzu- 
setzen, wird erreicht, daß Bund und Länder 
unbeschadet ihrer gleich hohen Beteiligung am 
eingezahlten Kapital am Gesamtkapital im Ver- 
hältnis 4 : 1 beteiligt werden. Da die umzuwan- 
delnde „ERP-Rücklage" nach richtiger Auffassung 
freies Vermögen der Anstalt ist, besteht kein 
Anlaß, den Anteil des Bundes am eingezahlten 
Kapital dem ERP-Vermögen zu übertragen. § 1 
Abs. 5 ist daher zu streichen. 

Der dem Gesetzentwurf als Anlage beigefügte 
Entwurf des Verwaltungsabkommens ist diesem 
Änderungsvorschlag anzupassen. 

4. In Artikel 1 Nr. 1 sind in § 2 Abs. 2 nach den 
Worten „im Ausland" die Worte „ , insbeson- 
dere im Rahmen der Entwicklungshilfe," einzu- 
fügen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung. 

5. In Artikel 1 Nr. 3 sind in § 10 Abs. 2 und Abs. 3 

die Worte „einhundertfünfzig Millionen Deutsche 
Mark" durch die Worte „einhundertsechzig Mil- 
lionen Deutsche Mark" zu ersetzen. 

B e g r ü n d u n g 

Da sich die gesetzliche Rücklage unter Berück- 
sichtigung der Zinszuflüsse inzwischen auf 160 
Millionen DM erhöht hat, erscheint die vorge- 
schlagene Änderung geboten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


i. 

Dem Änderungsvorschlag zu 4. wird zugestimmt. 

II. 

Zu den Änderungsvorschlägen zu 1. bis 3. und 5. 
wird folgendes bemerkt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß das Ge- 
setz nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
Nach der von ihr ständig vertretenen Rechtsauffas- 
sung bedürfen Änderungen eines Gesetzes, das mit 
Zustimmung des Bundesrates ergangen ist, nur 
dann der Zustimmung des Bundesrates, wenn sie 
Gegenstände betreffen, die nur mit Zustimmung des 
Bundesrates geregelt werden können. Bei den Än- 
derungen, die in dem Gesetzentwurf vorgesehen 
sind, ist diese Voraussetzung nicht erfüllt. 

Zu 2. 

Dem Änderungsvorschlag wird widersprochen. In- 
zwischen ist jedoch mit den Ländern Einigung dar- 
über erzielt worden, daß die Frage nach der Rechts- 
natur der „Rücklage aus Mitteln des ERP-Sonder- 
vermögens" aus der gesetzlichen Regelung ausge- 
klammert und alsbald auf anderem Wege geklärt 
werden soll. Die sich aus der vorgesehenen Kapital- 
erhöhung ergebenden Verpflichtungen des Bundes 
in Höhe von 119,5 Millionen DM und der Länder 
in Höhe von 29,5 Millionen DM sollen statt dessen 
dadurch erfüllt werden, daß Bund und Länder aus 
der gesetzlichen Rücklage je 29,5 Millionen DM 
entnehmen und der Bund darüber hinaus in Höhe 
von 90 Millionen DM Darlehnsforderungen des 
ERP-Sondervermögens gegen die KW in haftendes 
Kapital umwandelt. Diese Regelung wird Gegen- 
stand eines Verwaltungsabkommens zwischen 
Bund und Ländern sein. Geht man von der getrof- 
fenen Absprache aus, so wären die Vorschriften 
in § 1 Abs. 2 bis 4 (Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzent- 
wurfs) durch folgende Vorschriften zu ersetzen: 

„(2) Das Grundkapital der Anstalt beträgt eine 
Milliarde Deutsche Mark. Daran sind der Bund mit 
achthundert Millionen Deutsche Mark und die Län- 
der mit zweihundert Millionen Deutsche Mark be- 
teiligt. 

(3) Die Anteile sind in Höhe von fünfzehn vom 
Hundert einzuzahlen. Zu diesem Zweck werden 
je neunundzwanzig Millionen fünfhunderttausend 
Deutsche Mark aus der gesetzlichen Rücklage zu- 
gunsten des Bundes und der Länder sowie neunzig 


Millionen Deutsche Mark Darlehnsforderungen des 
Bundes (ERP-Sondervermögen) gegen die Anstalt 
in Grundkapital umgewandelt, so daß sich das vom 
Bund bereits eingezahlte Grundkapital von fünf- 
hunderttausend Deutsche Mark um einhundertneun- 
zehn Millionen fünfhunderttausend Deutsche Mark 
auf einhundertzwanzig Millionen Deutsche Mark 
und das von den Ländern bereits eingezahlte Grund- 
kapital von fünfhunderttausend Deutsche Mark um 
neunundzwanzig Millionen fünfhunderttausend 
Deutsche Mark auf dreißig Millionen Deutsche Mark 
erhöht. Die Einzahlung der übrigen fünfundachtzig 
vom Hundert des Grundkapitals kann vom Verwal- 
tungsrat der Anstalt beschlossen werden, soweit es 
zur Erfüllung der Verbindlichkeiten der Anstalt er- 
forderlich ist." 

Zu 3. 

Dem Änderungsvorschlag wird widersprochen. 
Durch die Vorschrift soll klargestellt werden, inwie- 
weit der Kapitalanteil des Bundes Bestandteil des 
ERP-Sondervermögens ist. Eine solche Klarstellung 
erscheint * aus haushaltsmäßigen Gründen geboten. 
Mit Rücksicht auf die zu 2. erwähnten Veränderun- 
gen würde in § 1 an die Stelle des bisherigen Ab- 
satzes 5 (Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs) fol- 
gender Absatz treten müssen: 

„(4) Der auf den Anteil des Bundes nach Ab- 
satz 3 eingezahlte Betrag von einhundertzwanzig 
Millionen Deutsche Mark steht in Höhe von neun- 
zig Millionen Deutsche Mark dem ERP-Sonderver- 
mögen zu." 

Absatz 6 des § 1 würde dann Absatz 5 werden. 

Zu 5. 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates erledigt 
sich durch die mit den Ländern über die Kapitalein- 
zahlung zu treffende Vereinbarung (vgl. zu 2.). Da- 
nach soll die gesetzliche Rücklage der Anstalt auf 
125 Millionen DM begrenzt werden. 

Die Vorschriften in § 10 Abs. 2 und 3 (Artikel 1 
Nr. 3 des Gesetzentwurfs) wären daher folgender- 
maßen zu fassen: 

„(2) Der sich nach Vornahme der Abschreibungen 
und Rückstellungen ergebende jährliche Reinge- 
winn ist einer gesetzlichen Rücklage zuzuweisen, 
deren Höhe auf einhundertfünfundzwanzig Millio- 
nen Deutsche Mark begrenzt wird. 

(3) Der weitere Reingewinn ist einer Sonderrück- 
lage zuzuweisen." 
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